2. Anderungssatzung zur Sondernutzungssatzung der Landeshauptstadt Magdeburg
vom 13.08.2002

Auf Grund der 88 3, S, 8 (1) und 44 Gemeindeordnung fiir das Land Sachsen-Anhalt (GO
LSA) vom'05.10.1993 (GVBI. LSA S. 568), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 16.11.2006,
(GVBI. LSA S.522) i.V.m. § 50 Abs 1 Nr.1 und Abs. 2 StraRengesetz fiir das Land Sachsen-
Anhalt (StrG LSA) vom 06.07.1993 (GVBI. LSA S. 334), gedndert durch Gesetz vom
22.12.2004 (GVBI. LSA S. 852) und § 8 Abs. 3 Bundesfernstrallengesetz (BFStrG) vom
20.02.2007 (BGBI I S. 286) zuletzt geédndert 09.12.2006 i. V. m. der Satzung tber die Erlaub-
nis fiir Sondernutzungen an Gemeindestral3en - Sondernutzungssatzung der Landeshauptstadt
Magdeburg vom 01.07.1995, hat der Stadtrat in seiner Sitzung am 27.09.2007 folgende 2.
Anderungssatzung der Sondernutzungsatzung beschlossen:

Artikel |

Die Sondernutzungssatzung der Landeshauptstadt Magdeburg vom 13.08.2002 (Amtsblatt fir
die Landeshauptstadt Magdeburg Nr. 077/2002) wird wie folgt ge&dndert und neu gefasst:

8 1 (Geltungshereich), im Anschluss an Absatz 2 wird Absatz 3 und 4 wie folgt neu
hinzugefigt:

(3) Der Luftraum wird durch das Lichtraumprofil eingegrenzt, welches iber Verkehrsflachen
4,50 m lichte H6he betrégt.

(4) Das Anbringen von Sichtwerbung (Plakate), die im Zusammenhang mit den im Gebiet der
Landeshauptstadt Magdeburg stattfindenden Wahlen stehen, wird durch gesonderte Satzung
geregelt.

8§ 2 (Erlaubnispflichtige Sondernutzung) Absatz 1, wird gedndert und wie folgt neu gefasst:

Soweit in dieser Satzung nichts anderes bestimmt ist, bedirfen Sondernutzungen der
Erlaubnis der Landeshauptstadt Magdeburg. Eine Sondernutzung liegt vor, wenn die
Benutzung der StralRe Gber den Gemeingebrauch hinaus geht und diesen beeintrachtigt (8 18
Abs. 1 StrGLSA; 8 8 Abs.1 FStrG)

Von einer Sondernutzung ist hingegen nicht auszugehen, wenn die Benutzung der Stralle im
Rahmen des gesteigerten Gemeingebrauchs (Anliegergebrauch) i.S. der 88 14 Abs. 4
StrGLSA,; 8 8 Abs.1 FStrG erfolgt.

8 6 (Erlaubnisfreie Sondernutzung) Absatz 1, Pkt. 1 wird gedndert und wie folgt neu gefasst:

Werbeanlagen an der Statte der Leistung, die nicht mehr als 30 cm in den Gehweg
hineinragen, wenn die verbleibende Gehwegbreite mind. 2,50 m in der Zone S und H -
entsprechend der Anlage 1 zur Sondernutzungsgebuhrensatzung — sowie mind. 1,80 m in den
ubrigen Stral3en betragt.

8 6 (Erlaubnisfreie Sondernutzung) Absatz 1, Pkt. 8 wird geandert und wie folgt neu gefasst:

die vorubergehende Lagerung von Baumaterialien sowie Umzugsgut auf Gehwegen und
Parkstreifen am Tage der An- bzw. Abfuhr; einschlieBlich der fur den Umzug benétigten
Hebeblhnen, sofern die Verkehrsteilnehmer hierdurch nicht gefahrdet werden.

8 7 (Erlaubnis) Absatz 1 wird geéndert und wie folgt neu gefasst:
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Die Erteilung der Sondernutzungserlaubnis setzt einen schriftlichen Antrag voraus. Dieser ist
mit pruffahigen Unterlagen, insbesondere mit Angaben zu Ort, Art, Umfang und Dauer der
Sondernutzung mindestens 14 Tage vor Beginn der Sondernutzung bei dem Tiefbauamt der
Landeshauptstadt Magdeburg einzureichen.

8 8 (Erlaubnisversagunq); im Anschluss an Absatz 1 wird Absatz 2 wie folgt neu hinzugeflagt:

Die Erlaubnis soll versagt werden, wenn durch die Gestaltung der Sondernutzung oder die
Héaufung von Sondernutzungen das Stadtbild beeintrachtigt wird; die Berlcksichtigung von
stadtplanerischen oder gestalterischen Griinden zur Versagung einer Erlaubnis gilt
insbesondere flr die Innenstadt, die Stadtteilzentren, Erhaltungssatzungsgebiete sowie
Denkmalbereiche.

Die nachfolgende Nummerierung wird angepasst.
Artikel 11
Die Anderungssatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Magdeburg, 14.11.2007

gez.
Dr. Trimper Landeshauptstadt Magdeburg
Oberbirgermeister Dienstsiegel

Veroffentlichungsanordnung
1. Vorstehender Beschluss wird hiermit 6ffentlich bekannt gemacht.

2. Es wird auf die Rechtsfolgen nach § 6 Abs. 4 der Gemeindeordnung fir das Land Sachsen-
Anhalt (GO-LSA) hingewiesen.
§ 6 Abs. 4 GO-LSA lautet wie folgt:
”|st eine Satzung unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften, die in diesem
Gesetz enthalten oder aufgrund dieses Gesetzes erlassen worden sind, zustande gekommen,
so ist diese Verletzung unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit
Bekanntmachung der Satzung gegeniiber der Gemeinde unter Bezeichnung der verletzten
Vorschrift und der Tatsache, die den Mangel ergibt, geltend gemacht worden ist. Dies gilt
nicht, wenn die VVorschriften tber die Genehmigung oder die Bekanntmachung der Satzung
verletzt worden sind.”

3. Hiermit ordne ich gemaR 8 1 i.VV.m. § 2 Abs. 2 der Satzung lber die Form der Offent-
lichen Bekanntmachung der Landeshauptstadt Magdeburg, Abl. 68/02 vom 11. Juni 2002
die Veroffentlichung folgenden Beschlusses an:

Zweite Anderungssatzung zur Sondernutzungssatzung der
Landeshauptstadt Magdeburg

Magdeburg, den 20. November 2007

gez.
Dr. Triimper Landeshauptstadt Magdeburg
Oberburgermeister Dienstsiegel

Amtsblatt der Landeshauptstadt Magdeburg Nr. 33 vom 29. November 2007 Seite -491 -



	2. Änderungssatzung zur Sondernutzungssatzung der Landeshauptstadt Magdeburg vom 13.08.2002
	Artikel I
	Artikel II
	                        Zweite Änderungssatzung zur Sondernutzungssatzung der


